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§ 29. (1) Unbeschadet der Bestimmungen des § 30c WRG 1959 in Verbindung mit der 
QZV Chemie GW hat die Behörde Genehmigungsauflagen festzulegen, um sicherzustellen, dass bei 
endgültiger Einstellung der Tätigkeiten die Bestimmungen der Abs. 4 bis 6 eingehalten werden. 

(2) Werden im Rahmen einer Tätigkeit gemäß Anhang I der Industrieemissionsrichtlinie relevante 
gefährliche Stoffe (§ 3 Z 16) verwendet, erzeugt oder freigesetzt, so muss der Betreiber mit Blick auf eine 
mögliche Verschmutzung des Bodens und Grundwassers auf dem Gelände der Anlage einen Bericht über 
den Ausgangszustand erstellen und diesen der Behörde mit dem Antrag gemäß § 17 Abs. 3 oder 
spätestens anlässlich der Aktualisierung der Genehmigungsauflagen gemäß § 43 vorlegen. 

(3) Der Bericht über den Ausgangszustand hat unbeschadet der Bestimmungen des WRG 1959 die 
Informationen zu enthalten, die erforderlich sind, um den Stand der Boden- und 
Grundwasserverschmutzung zu ermitteln, damit ein quantifizierter Vergleich mit dem Zustand bei der 
endgültigen Einstellung der Tätigkeiten gemäß Abs. 4 vorgenommen werden kann. Der Bericht über den 
Ausgangszustand muss mindestens die folgenden Informationen enthalten: 

 1. Informationen über die derzeitige Nutzung und, falls verfügbar, über die frühere Nutzung des 
Geländes; 

 2. falls verfügbar, bestehende Informationen über Boden- und Grundwassermessungen, die den 
Zustand zum Zeitpunkt der Erstellung des Berichts widerspiegeln, oder alternativ dazu neue 
Boden- und Grundwassermessungen bezüglich der Möglichkeit einer Verschmutzung des 
Bodens und des Grundwassers durch die gefährlichen Stoffe, die durch die betreffende Anlage 
verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden sollen. 

Erfüllen Informationen, die nach Maßgabe anderer einzelstaatlicher Rechtsvorschriften oder 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union erstellt wurden, die Anforderungen dieses Absatzes, so 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

können diese Informationen in den vorzulegenden Bericht über den Ausgangszustand aufgenommen oder 
diesem beigefügt werden. 

(4) Bei endgültiger Einstellung der Tätigkeiten hat der Betreiber den Stand der Boden- und 
Grundwasserverschmutzung durch relevante gefährliche Stoffe zu bewerten, die durch die Anlage 
verwendet, erzeugt oder freigesetzt wurden. Wurden durch die Anlage erhebliche Boden- oder 
Grundwasserverschmutzungen mit relevanten gefährlichen Stoffen im Vergleich zu dem im Bericht über 
den Ausgangszustand gemäß Abs. 2 angegebenen Zustand verursacht, so hat der Betreiber die 
erforderlichen Maßnahmen zur Beseitigung dieser Verschmutzung zu ergreifen, um das Gelände in den 
Ausgangszustand gemäß Abs. 2 zurückzuführen. Zu diesem Zweck kann die technische Durchführbarkeit 
solcher Maßnahmen berücksichtigt werden. 

(5) Sofern die Verschmutzung von Boden und Grundwasser auf dem Gelände eine ernsthafte 
Gefährdung der menschlichen Gesundheit oder der Umwelt als Folge der genehmigten Tätigkeiten 
darstellt, die der Betreiber durchgeführt hat, bevor die Genehmigung für die Anlage erstmals nach § 43 
aktualisiert wurde, so hat der Betreiber bei endgültiger Einstellung der Tätigkeit unbeschadet des Abs. 4 
und unter Berücksichtigung der Beschreibung des Zustandes des Anlagengeländes (§ 17 Abs. 3 Z 4) für 
das Gelände der Anlage die erforderlichen Maßnahmen zur Beseitigung, Verhütung, Eindämmung oder 
Verringerung relevanter gefährlicher Stoffe zu ergreifen, damit das Gelände unter Berücksichtigung 
seiner derzeitigen oder genehmigten künftigen Nutzung keine solche Gefährdung mehr darstellt. 

(6) Ist der Betreiber nicht verpflichtet, einen Bericht über den Ausgangszustand gemäß Abs. 2 zu 
erstellen, so hat er bei der endgültigen Einstellung der Tätigkeiten unter Berücksichtigung der 
Beschreibung des Zustandes des Anlagengeländes (§ 17 Abs. 3 Z 4) für das Gelände der Anlage die 
erforderlichen Maßnahmen zur Beseitigung, Verhütung, Eindämmung oder Verringerung relevanter 
gefährlicher Stoffe zu treffen, damit das Gelände unter Berücksichtigung seiner derzeitigen oder 
genehmigten künftigen Nutzung keine ernsthafte Gefährdung für die menschliche Gesundheit oder die 
Umwelt als Folge einer Verschmutzung von Boden und Grundwasser durch die genehmigten Tätigkeiten 
mehr darstellt. 
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